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Evaluation & Prostitution IV 

 

Vorschlag eines alternativen Wirkungsmodells  

als Grundlage für die Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes 

 
(In der Reihe „Evaluation & Prostitution“ bezieht Doña Carmen e.V. in unregelmäßigen Abständen zu 

verschiedenen Aspekten der Evaluation des ProstSchG Stellung. Nachfolgend Teil IV dieser Reihe.1) 

 

 

Die von Doña Carmen e.V. vorgetragene Kritik an den methodischen Grundlagen der 

Evaluation des ProstSchG durch das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachen (KFN 

e.V.) bezieht sich vorrangig auf die Ziele, die dem KFN zufolge mit diesem Gesetz angeblich 

verfolgt werden. Unsere Kritik lässt sich in fünf Punkten zusammenfassen: 

 

1. Explizite Ziele: Problematische Fokussierung des KfN-Gutachtens auf die explizit im 

    Gesetz formulierten Zielsetzungen bei gleichzeitiger Ausblendung aller impliziten, indirekt  

    verfolgten Intentionen, die sich aus der Gesamtschau aller ausdrücklich genannten Ziele  

    und Maßnahmen des Gesetzes sowie deren praktischer Umsetzung rekonstruieren  

    lassen. 
 

2. Haupt- und Unterziele: Ungereimtheiten bezüglich der Identifizierung einzelner Haupt- 

    und Unterziele des Prostituiertenschutzgesetzes sowie ihrer Beziehung zueinander. 
 

3. Technokratisches Evaluations-Verständnis: Ersetzung der Auseinandersetzung mit 

    den Zielen und Intentionen des ProstSchG und ihrer Legitimität durch eine Beschränkung  

    auf die Analyse des “Grads der Zielerreichung”.  
 

4. Verzicht auf das Recht wissenschaftlicher Unabhängigkeit & Kritik: fragwürdige  

    Akzeptanz des von Auftraggeberseite (Bundesregierung) aufgenötigten Verzichts auf eine  

    „politische Bewertung“ der eigenen Forschungsergebnisse;  
 

5. Mangelnde Kontextualisierung: Durchgängiger Verzicht auf eine angemessene  

    Berücksichtigung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen und Interessen, die dem  

    ProstSchG und den darin formulierten Zielsetzungen ihren Stempel aufdrücken und so  

    deren Wirkungen beeinflussen. 

 

Siehe auch: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/03-Evaluation-III-1.pdf) 

 

Nach Ansicht von Doña Carmen e.V. reichen diese Mängel hin, um die ausstehende 

Evaluation des ProstSchG weitgehend zu entwerten. Sie wird wissenschaftlichen 

Ansprüchen nicht gerecht und steht zudem im Widerspruch zu anerkannten Standards für 

Evaluation, wie sie von der Gesellschaft für Evaluation e.V. formuliert wurden. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie ein alternatives, wissenschaftlichen 

Ansprüchen genügendes Wirkungs-Modell zum Zwecke der Evaluation des 

                                                           
1 Bisher erschienene Beiträge zu dieser Reihe: 
● Evaluation & Prostitution I: ProstSchG: Wer evaluiert hier eigentlich was? 

Siehe: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/01-EVALUATION-PROSTSCHG.pdf 

● Evaluation & Prostitution II: ProstSchG-Evaluation durch Familienministerium: Hier stimmt doch was nicht! 

Siehe: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/Evaluation-Prostitution-II.pdf 

● Evaluation & Prostitution III: Methodisches Elend – Oder: Warum die Evaluation des                                                          

Prostituiertenschutzgesetzes auf Sand gebaut ist  

Siehe: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/03-Evaluation-III-1.pdf 

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/03-Evaluation-III-1.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/01-EVALUATION-PROSTSCHG.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/Evaluation-Prostitution-II.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/03-Evaluation-III-1.pdf
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Prostituiertenschutzgesetzes aussehen könnte. Ein solches Wirkungs-Modell soll 

nachfolgend in seiner unterschiedlichen Ebenen skizziert und mit einigen erläuternden 

Anmerkungen versehen werden.  

 
TABELLE 01: Umfassendes Wirkungs-Modell zur Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes  

                        (nach dem jetzigen Stand der Überlegungen von Doña Carmen e.V.) 
 

 

 

HISTORISCHER KONTEXT:  
Tradierte (Un-)Kultur der Prostitutionsgegnerschaft in der bürgerlichen Gesellschaft 

 

 
 
 

 
 

herrschende 
NARRATIVE 

 

1 
kriminelle 
Strukturen 

kennzeichnen 
Prostitution 
(Gewalt / 

organisierte 
Kriminalität.) 

 

 

2 
Sexarbeiter 

mehrheitlich 
unfreiwillig 

(„Zwangs-
prostitution“) 

 

 

3 
„kein Beruf 
wie jeder 
andere“: 

spezifische 
Gefahren  
& Risiken 

 

4 
Sexarbeiter nur  
eingeschränkt 
selbstbestimmt 

(„vulnerabel“)  
+ unfähig zu 
Widerstand 

 

5 
Heran-

wachsende 
besonders 

schutz-
bedürftig 

 

 

6 
Prostitution: 
zu großes 
Ausmaß  

daher 
Regulierung 

(„Bordell 
Europas“) 

 

7 
Kontrolle  
& Über-

wachung  

= mehr 
Schutz 

= weniger 
Kriminalität 

 
 

staatliche 
SCHUTZ- 

IMPERATIVE 
 
 

 

1 
Stärkung des (sexuellen) 

Selbstbestimmungsrechts 
von Prostituierten 

 

 

2 
Schaffung 

verträglicher 
Arbeitsbedingungen 

 

3 
Schutz der 

Gesundheit 
von Prostituierten 

 

4 
Schutz vor 

Menschenhandel  
& Ausbeutung 

 
 
► 

 
politisches 
INTERESSE 

 

 

Einschränkung des Angebots sexueller Dienstleistungen 
(statt Kriminalisierung der Nachfrage nach ihnen) mittels: 

 
 

 

HAUPT- 
ZIELE 

 

(bezüglich Betreiber*innen) 
 

 

(bezüglich Sexarbeiter*innen) 
 

 

bzgl. Prostitutionsgewerbe 

 

1 
REDUZIERUNG 

der Zahl der  
Prostitutionsstätten 

 

 

2 
Ausweitung der 
KONTROLLE  
der Betreiber 

 

3 
ABSCHRECKUNG 
vor der Ausübung 
von Prostitution 

 

 

4 
EINDÄMMUNG 
der Nachfrage 

 

5 
Beibehaltung  

KRIMINALISIERUNG 
& STIGMATISIERUNG 

der Institution Prostitution 
 

 
 

UNTER-
ZIELE 

 

1 
Institutionalisierung  
einer umfassenden 

ERLAUBNISPFLICHT 
für Prostitutionsgewerbe 

 

 

2 
Durchsetzung der 

ANMELDEPFLICHT 
„sui generis“ für Sexarbeiter*innen 

 

 

3 
STÄRKUNG EXEKUTIVER 

KONTROLLRECHTE 
bei Verdacht auf Prostitution  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

MAßNAHMEN 

 

Kopplung  
Erlaubnis an 

Art 297 EGStGB 
(Sperrgebiete) 

 

Zuverlässig-
keitsprüfung 
Betreiber & 
Mitarbeiter 

 

 

engmaschige 
Zwangs-

beratungen 

 

Abschaffung 
„gefährliche 

Erscheinungs-
formen“  

 

Kontrolle & Kriminalisierung 
durch Beibehaltung des  

Sonderstrafrechts  
zu Prostitution 

 

 

Kopplung  
Erlaubnis an 

Baurecht 

 

Einforderung 
Betriebs-
konzept 

 

Sonder-
behandlung  

Heranwachsende 
(18 - 21 Jahre) 

 

 

Kondompflicht 
& Werbeverbot 
ungeschützter 

GV 

 

Kontrolle & Kriminalisierung 
durch Beibehaltung   

baurechtlicher 
Diskriminierung 

 

 

Versagung & 
Widerruf von 

Genehmigungen 
 

 

Befristung  
der Erlaubnis 

 

(Zwangs-) 
Registrierung 

 

 

Einschränkung 
Übernachtungs- 
möglichkeiten 

 

Stigmatisierung 
durch Beibehaltung des  

Sonderstrafrechts  
zu Prostitution 

 

 

Ausweitung 
Bürokratie  
& Kosten 

 

(nachträglich) 
Auflagen 

 

Hurenpass  
& Gesundheits-
bescheinigung 

& Mitführpflicht  
& Verweigerung 

Hurenpass 
 

 

Beibehaltung 
Restriktionen 

durch Baurecht 
& Sperrgebiete 

 
 

 

Bestätigung  
der herrschenden 
Grundannahmen 
durch anhaltende 
Stigmatisierung 

   

Anordnungen &  
Bußgelder 

 

Sanktionen 
durch Bußgeld 

 

Ausweitung polizeilicher 
Betretungsrechte 

 

 
 
 

AUS-
WIRKUNGEN 

 

 

Offenlegung der Widersprüchlichkeit der einzelnen Ziele des ProstSchG untereinander: 
 

 

● Reduktion Prostitutionsgewerbe 
 

● Verlagerung jenseits von  
   Prostitutionsgewerben 
 

● Schaffung rechtliche Grauzonen 
   (Betreiber / Vermieter) 

 

● Drangsalierung & Entrechtung   
   durch „Schutz“ von Sexarbeitern 
 

● lllegalisierung & Kriminalisierung  
 

● Eingriffe in Intimsphäre &  
   Datenschutz  
 

 

 
     ● Beibehaltung  
        & Fortschreibung von  
        diskriminierendem  
        Sonderrecht 
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Das hier vorgestellte Modell beansprucht, acht unterschiedliche Ebenen in ein 

sachgerechtes Verhältnis zueinander zu setzen: 

 
 

(1) der historische Kontext 
 

(2) der aktuelle Kontext (I): gesellschaftlich vorherrschende Narrative 
 

(3) der aktuelle Kontext (II): daraus abgeleitete staatliche Schutz-Imperative  
 

(4) das leitende politische Interesse, das dem Gesetz zugrunde liegt  
 

(5) die aus dem leitenden politischen Interesse folgenden Hauptziele des Gesetzes  
      

(6) die als Mittel zur Durchsetzung der Hauptziele gewählten Unterziele des Gesetzes  
 

(7) die Einzelmaßnahmen zur Realisierung von Haupt- und Unterzielen  
 

(8) die Auswirkungen des Gesetzes  
     (bezogen auf Betreiber*innen, Sexarbeiter*innen und das Prostitutionsgewerbe als Ganzes) 
 

 

Die Einbeziehung der hier skizzierten Ebenen erscheint uns als unabdingbare 

Voraussetzung einer Evaluation des ProstSchG, die wissenschaftlichen Ansprüchen genügt. 

 

Die ersten vier Ebenen stehen für eine gehaltvolle Kontextanalyse des ProstSchG, auf die im 

Rahmen des KFN-Gutachtens weitgehend verzichtet wird. Dazu folgende Anmerkungen: 

 

(1) Historischer Kontext 
 

Die Darstellung des historischen Kontexts ist keine akademische Pflichtübung zur 

wiederholten Darstellung ohnehin schon bekannter Zusammenhänge. Vielmehr gilt es, den 

historischen Kontext aus der spezifischen Perspektive der aktuell geltenden Narrative in 

Bezug auf Prostitution einzublenden und auszuleuchten. Dabei sollte es um den Nachweis 

gehen, dass und in welcher Weise sich die gegenwärtigen Narrative aus dem historischen 

Kontext speisen. Zugleich soll aufgezeigt werden, wie sich diese Narrative durch ihren 

aktuellen gesellschaftspolitischen Bezug vom vorfindlichen historischen Kontext 

unterscheiden und ihn in neuer Form fortschreiben. Im Verhältnis zu den anschließenden 

Analyse- und Evaluations-Ebenen dürfte die so verstandene Darstellung des historischen 

Kontexts quantitativ betrachtet einen eher geringen Anteil der Evaluation ausmachen. 

 

(2) Gesellschaftlich wirkmächtige Prostitutions-Narrative 
 

Die aktuell maßgeblichen Prostitutions-Narrative erweisen sich als Schnittstelle der 

Vermittlung von historisch tradierter Prostitutionsgegnerschaft mit aktuellen 

gesellschaftspolitischen Herausforderungen. Durch ihre zeitgemäße Aktualisierung stehen 

sie für den Anspruch, die Notwendigkeit der Fortschreibung von Prostitutionsgegnerschaft 

unter heutigen Bedingungen glaubhaft zu machen.  

 

Die Kontinuität aktueller Prostitutions-Narrative mit dem historischen Kontext offenbart sich in 

ihrer Funktion als Medium der Marginalisierung von Sexarbeit / Prostitution. Auf diesen 

Narrativen basieren die Praktiken der medialen Beeinflussung der öffentlichen Meinung, die 

schlichte und daher leicht wiedererkennbare Botschaften transportieren. Ihre 

gesellschaftliche Funktion besteht darin, das Konzept der „Einheit von Sexualität & Liebe“ als 

gesellschaftliche Norm gegenüber dem Konzept der „Trennung von Sexualität & Liebe“, wie 

sie in der Prostitution zum Ausdruck kommt, zu bestätigen. 
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(3) Staatliche Schutz-Imperative 
  

Staatliche Schutz-Imperative transformieren die in den aktuellen Prostitutions-Narrativen 

zum Ausdruck kommende Negativ-Abgrenzung gegenüber Prostitution in einen Positiv-

Katalog rechtlich verklausulierter, staatlicher Schutzaufträge.  

 

Die Transformation der gesellschaftlich normierten Prostitutions-Ausgrenzung in eine 

rechtlich exekutierte, fürsorglich daherkommende „Schutz“-Strategie des Staates bestätigt  

die Ausgrenzung durch eine auf Ungleichbehandlung basierende Verrechtlichung. 

 

Der gemeinsame Nenner dieser Schutz-Ideologie ist die seit Mitte der 70er Jahre geltende 

Annahme, dass kommerzialisierte Sexualität und die (sexuelle) Selbstbestimmung von 

Sexarbeiter*innen sich gegenseitig ausschließen. Sexarbeiter*innen gelten dabei 

grundsätzlich als hilflos und widerstandsunfähig, oder neudeutsch: als „vulnerabel“. 

 

Der staatlich proklamierte Schutzanspruch umgibt sich mit dem Schein, er sei sachgerecht, 

nicht aber durch unzulässige staatliche Selbstermächtigung in Kraft gesetzt. Der mit 

stigmatisierender Stereotypisierung einhergehende, repressive Schutzanspruch des Staates 

erstreckt sich auf alle Sexarbeiter*innen. Er eröffnet auf Dauer nur zwei Möglichkeiten: den 

politischen Widerstand oder die Selbst-Illegalisierung. 

 

Die in den Schutz-Imperativen sich herauskristallisierende Schutz-Ideologie erweist sich  als 

steter Reibungspunkt und eigentliche Achillesferse der Prostitutionspolitik, da sie im 

Widerspruch zu den tatsächlich praktizierten, repressiven prostitutionspolitischen 

Maßnahmen steht. 

 

(4) Politisches Interesse 
 

 

Das politische Interesse verbirgt sich hinter den explizit formulierten Zielen der 

Prostitutionspolitik Teils scheint es durch sie hindurch. Systemkonforme Abhandlungen zum 

rechtlichen Umgang mit Prostitution zeichnen sich dadurch aus, dass sie die Existenz eines 

solchen politischen Interesses ignorieren. 

 

Die für die Rechtsetzung relevante Existenz partikularer politischer Interessen wird ungern 

offen eingeräumt. Denn dies liefe der proklamierten Ideologie von der politischen und 

weltanschaulichen Neutralität des Staates zuwider. Der Verweis auf politische Interessen, 

die dem rechtlichen Umgang mit Prostitution zugrunde liegen, wird entsprechend abgewehrt. 

 

Das dem ProstSchG zugrunde liegende politische Interesse kann nur aus der Gesamtschau 

des Gesetzes und der mit ihm ins Werk gesetzten Maßnahmen erschlossen werden, nicht 

aber aus den im Gesetz explizit formulierten Zielen. Im Falle des ProstSchG erweist sich das 

politische Interesse an einer Einschränkung des Angebots sexueller Dienstleistungen als 

Alternative zur Strategie der Kriminalisierung der Nachfrage nach sexuellen Dienstleistungen 

(„Schwedisches Modell“). 

 

Die urbane bundesdeutsche Gesellschaft mit ihren zahlreichen städtischen Zentren und der 

sie auszeichnenden erheblichen Bevölkerungsdichte unterscheidet sich strukturell von 

Ländern mit einer Prostitutionsbekämpfung nach schwedischem Vorbild. Im Unterschied zu 

Schweden verfügt Deutschland zudem seit langem über eine entwickelte Infrastruktur des 

Prostitutionsgewerbes. All diese Faktoren – und nicht zuletzt eine zunehmend 

konfessionslose Bevölkerungsmehrheit – lassen eine schrittweise Eindämmung des 

Angebots sexueller Dienstleistungen eher als Erfolg versprechende Strategie der 
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Prostitutions-Bekämpfung erscheinen. Mit einer Nachfrage-Kriminalisierung dagegen lässt 

sich hierzulande kein Staat machen.  

 

(5) Hauptziele des Prostituiertenschutzgesetzes 
 

Das leitende politische Interesse an der Einschränkung des Angebots sexueller 

Dienstleistungen („Bordell Europas“) kommt in fünf Hauptzielen des ProstSchG zum 

Vorschein.  

Jeweils zwei der Hauptziele beziehen sich auf die Personengruppe der Betreiber*innen, bzw. 

der Sexarbeiter*innen. Eines der fünf Hauptziele bezieht sich auf die „Institution Prostitution“ 

als solche. Die fünf Hauptziele sind ein Mittel zur Durchsetzung und Realisierung des 

leitenden politischen Interesses. Bei den fünf Hauptzielen des Gesetzes handelt es sich um 

als solche nicht offen ausgesprochene, explizit proklamierte Zielvorgaben, sondern vielmehr 

um Zielsetzungen, die sich aus der Gesamtschau sämtlicher Maßnahmen des Gesetzes und 

ihrer praktischen Umsetzung sich ergebender Ziele   

 

(6) Unterziele des Prostituiertenschutzgesetzes 
 

Auf die fünf Hauptziele wiederum beziehen sich die im Gesetz als Mittel zu ihrer 

Durchsetzung explizit genannten Unterziele:  

● die Einführung einer „Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe“,  

● die Einführung einer „Anmeldepflicht für Sexarbeiter*innen“ sowie  

● die „Stärkung exekutiver Kontrollrechte“ gegenüber dem Prostitutionsgewerbe als Ganzes., 

Das ergibt sich aus der Gesamtschau des ProstSchG. 

 

Mit der Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe soll  

(1) die „Reduzierung der Zahl der Prostitutionsgewerbe“ erreicht und zugleich  

(2) die Betreiber einer umfassenden „Kontrolle“ unterworfen werden.  

(3) Mit der Anmeldepflicht sollen Sexarbeiter*innen  von der Ausübung der  

     Prostitutionstätigkeit „abgeschreckt“ und durch flankierende Eingriffe zugleich  

(4) die Nachfrage nach ihren Dienstleistungen eingeschränkt werden. Die Stärkung  

     exekutiver Kontrollrechte unterstreicht, dass Prostitutionstätigkeit mit besonderen Risiken  

     und Gefahren verbunden ist und  

(5) eine Beibehaltung der Kriminalisierung und Stigmatisierung dieses Gewerbes daher  

      sachgerecht und unerlässlich sei. 

 

Die im ProstSchG genannten „Unterziele“ sind kein Selbstzweck, sondern Mittel zur 

Erreichung der „Hauptziele“, ohne deren Einlösung sich das zugrunde liegende politische 

Interesse nicht realisieren ließe. 

 

(7) Maßnahmen des Prostituiertenschutzgesetzes 
 

Als Unterbau der Gesetzesziele erweisen sich die konkreten, im Gesetz festgeschriebenen 

Maßnahmen. Ihre Umsetzung und Akzeptanz sind letztlich maßgeblich für den Grad der 

Zielerreichung hinsichtlich der Institutionalisierung von Erlaubnis- und Anmeldepflicht sowie 

der Stärkung exekutiver Kontrollrechte.  

 

(8) Auswirkungen 
 

Die Auswirkungen des Prostitutionsschutzgesetzes zeigen, inwieweit die im Gesetz 

verankerten Ziele und Maßnahmen im Rahmen ihrer Realisierung und praktischen 

Umsetzung zusammengenommen in der Lage waren, dem leitenden politischen Interesse an 

einer Einschränkung des Angebots sexueller Dienstleistungen näher zu kommen. 

 



6 
 

Maßgeblich ist am Ende, ob die Auswirkungen des ProstSchG in ihrer Gesamttendenz das 

politische Interesse an einer Einschränkung des Angebots sexueller Dienstleistungen 

greifbar befördert haben, ohne dabei die gesellschaftlich vorherrschenden Narrative zu 

beschädigen oder die staatlichen Schutz-Imperative zu diskreditieren.  

 

Eine Einschränkung des Angebots sexueller Dienstleistungen bei gleichzeitiger 

Infragestellung der bislang gängigen Prostitutions-Narrative wäre aus herrschender Sicht 

demgegenüber nicht als positives Ergebnis zu werten. Denn die Partikularität des leitenden 

politischen Interesses bedarf zu seiner Verklärung und Legitimierung der Negativ-

Erzählungen über Sexarbeit in der Prostitution. Gleiches gilt für die staatlich formulierten 

Schutz-Imperative: Auch ihre Sinnhaftigkeit darf nicht in Frage gestellt werden.  

 

In dieser Hinsicht wird das Gutachten des KFN die Erwartungen seiner Auftraggeber 

sicherlich nicht enttäuschen. Schließlich wird man ja unter Beweis stellen wollen, dass man 

das Geld wert ist, das dafür investiert wurde. Auch weitere Anschlussaufträge wären aus 

Sicht des KFN sicherlich wünschenswert. 

 

Ergebnis 

 

Das hier von Doña Carmen e.V. vorgeschlagene „Wirkungs-Modell“ zum Zwecke der 

Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes versteht sich als alternativer Ansatz zum Modell 

des KFN, das von der Bundesregierung mit der Evaluation des ProstSchG beauftragt wurde. 

 

Unser Alternativ-Modell verdeutlicht, wie das methodische Elend und der ideologische 

Charakter der KFN-Evaluation hätten vermieden werden können.  

 

Da das KFN-Gutachten zwar abgeschlossen, aber noch nicht veröffentlicht ist, sind die hier 

vorgestellten Überlegungen natürlich rein theoretischer Art. Sie könnten aber unter 

Umständen hilfreich sein, wenn die schlussendlich veröffentlichten Befunde und Ergebnisse 

des KFN-Gutachtens öffentlich debattiert werden. 


